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B e k a n n t m a c h u n g

Gemeinde Güby 24340 Eckernförde, 20. Februar 2017

Am Dienstag, dem 07.03.2017, findet um 19.30 Uhr im "Landgasthof Güby", Güby, eine
öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung statt.

T a g e s o r d n u n g

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit

2. Änderungsanträge zur Tagesordnung
3. Fragestunde der Einwohnerinnen und Einwohner
4. Änderungsanträge zur Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung
5. Mitteilungen des Bürgermeisters und der Ausschussvorsitzenden
6. Bekanntgabe und Prüfung der Jahresrechnung 2016, Zustimmung zu der

Jahresrechnung 2016 und Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben
7. Erlass der Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Güby für die

Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Güby
8. Antrag auf Zuschuss vom DRK Ortsverein Fleckeby und Umgebung
9. Vorbereitung auf eine Stellungnahme zum Regionalplan "Wind"
10. Beleuchtungskabelmitverlegung im Zuge des Breitbandausbaus in der Gemeinde
11. Anfragen der Gemeindevertreter und Gemeindevertreterinnen

Vorschlag für als nicht öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

12. Vertragsangelegenheiten
13. Personalangelegenheiten

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

14. Bekanntgaben

Manfred Pohl
Bürgermeister
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B e k a n n t m a c h u n g

Gemeinde Holzdorf 24340 Eckernförde, 28. Februar 2017

Am Montag, dem 13.03.2017, findet um 19.30 Uhr im Jugendraum, Seeholz 40, 24364
Holzdorf, eine öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung statt.

T a g e s o r d n u n g

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit

2. Änderungsanträge zur Tagesordnung
3. Änderungsanträge zur Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung
4. Einwohnerfragestunde
5. Bericht des Bürgermeisters und der Ausschussvorsitzenden
6. Kanalsanierung im Vorwege und Maßnahmen während der Asphaltdeckensanierung

der K60 durch den Kreis
7. Rad- und Gehwegsanierung im Rahmen Sanierung Kreisstraße oder Ausbau

Breitband
8. Erneuerung eines Tores am Feuerwehrgerätehaus
9. Erneuerung von Ortstafeln und anderen Verkehrszeichen
10. Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für die 1. Änderung des

Flächennutzungsplanes -Windpark Holzdorf- für das Gebiet zwischen den
Gemeindestraßen "Bösby" und "Staunerhütten" sowie nördlich der Gemeindestraße
"Grünlund"

11. Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
Nr. 2 -Windpark Holzdorf- für das Gebiet zwischen den Gemeindestraßen "Bösby"
und "Staunerhütten" sowie nördlich der Gemeindestraße "Grünlund"

12. Erlass der Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Holzdorf für die
Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Söby-Holzdorf

13. Bekanntgabe und Prüfung der Jahresrechnung 2016, Zustimmung zu der
Jahresrechnung 2016 und Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben

Vorschlag für als nicht öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

14. Auftragsvergabe
15. Grundstücksangelegenheit
16. Vertragsangelegenheit
17. Personalangelegenheit

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

18. Bekanntgaben

Dirk Radeck
Bürgermeister
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B e k a n n t m a c h u n g

Gemeinde Dörphof 24340 Eckernförde, 2. März 2017

Am Dienstag, dem 14.03.2017, findet um 19.00 Uhr im Feuerwehrgerätehaus Schuby,
Schusterberg 17, 24398 Dörphof, eine öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung statt.

T a g e s o r d n u n g

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit

2. Änderungsanträge zur Tagesordnung
3. Bericht des Bürgermeisters und der Ausschussvorsitzenden
4. Änderungsanträge zur Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung
5. Einwohnerfragestunde
6. Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter
7. Erlass der Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Dörphof für die

Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Schuby
8. Bekanntgabe und Prüfung der Jahresrechnung 2016, Zustimmung zu der

Jahresrechnung 2016 und Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben
9. Unterstützung der Kappelner Tafel
10. Mitgliedschaft Heimatgemeinschaft Eckernförde
11. Verkehrsangelegenheiten: Sackgassenbeschilderung in der Straße Alt-Dörphof

Vorschlag für als nicht öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

12. Vertragsangelegenheit
13. Grundstücksangelegenheiten
14. Verkauf einer Teilfläche der Straße "Alt Dörphof" und Einziehung dieser Fläche
15. Verkauf einer Gemeindefläche in Alt-Dörphof

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

16. Bekanntgaben

Frank Göbel
Bürgermeister
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B e k a n n t m a c h u n g

Gemeinde Altenhof 24340 Eckernförde, 1. März 2017

Am Donnerstag, dem 16.03.2017, findet um 19.30 Uhr im Gemeinderaum Altenhof, Aschauer
Landstraße 6, 24340 Altenhof, eine öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung statt.

T a g e s o r d n u n g

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit

2. Änderungsanträge zur Tagesordnung
3. Einwohnerfragezeit
4. Bericht des Bürgermeisters und der Ausschussvorsitzenden
5. Anregungen und Beschwerden von Einwohnerinnen oder Einwohnern
6. Anfragen von Gemeindevertreterinnen oder Gemeindevertretern
7. Änderungsanträge zur Sitzungsniederschrift der letzten Sitzung.
8. Dorfentwicklungsplan Altenhof
9. Bekanntgabe und Prüfung der Jahresrechnung 2016, Zustimmung zu der

Jahresrechnung 2016 und Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben
10. Erlass der Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Altenhof für die

Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Altenhof-Aschau
11. Vorbereitung auf eine Stellungnahme zum Regionalplan "Wind"
12. Besucherlenkung im Bereich Aschau
13. Weiteres Vorgehen zur geplanten Erweiterung bzw. zum Neubau des

Feuerwehrgerätehauses

Vorschlag für als nicht öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

14. Verpachtung einer gemeindlichen Fläche

Öffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte

15. Bekanntgaben

Andreas Moll
Bürgermeister
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B e k a n n t m a c h u n g

Gemeinde Loose 24340 Eckernförde, 23. Februar 2017

Am Dienstag, dem 21.03.2017, findet um 19.00 Uhr in der Bürgerbegegnungsstätte Loose,
Mühlenweg 1, 24366 Loose, eine öffentliche Sitzung die Einwohnerversammlung statt.

T a g e s o r d n u n g
1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung
2. Änderung zur Tagesordnung
3. Bericht des Bürgermeisters
4. Information zur Breitbandversorgung
5. Information zur aktuellen Situation Windkraft und Regionalplanung
6. Anträge aus der Einwohnerversammlung

gez. Gerhard Feige
Bürgermeister
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Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Goosefeld

für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Goosefeld

Aufgrund des § 2 a des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuer-

wehren (Brandschutzgesetz - BrSchG) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung (GO) für

Schleswig-Holstein, beide in der jeweils gültigen Fassung, wird nach Beschluss der Gemein-

devertretung vom 16.02.2017 folgende Satzung der Gemeinde für das Sondervermögen für

die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Goosefeld erlassen:

§ 1 Kameradschaftskasse

In der Freiwilligen Feuerwehr besteht zur Pflege der Kameradschaft eine Kameradschafts-

kasse, die von der Kassenführung entsprechend der Beschlüsse der Mitgliederversammlung

im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung geführt wird.

§ 2 Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung

Die Einnahmen der Kameradschaftskasse bestehen aus Zuwendungen der Gemeinde sowie

Spenden, Schenkungen oder ähnlichen Zuwendungen (§ 2 b des Brandschutzgesetzes), im

Übrigen aus Einnahmen aus der Durchführung von Veranstaltungen der Freiwilligen Feuer-

wehr sowie sonstigen Einnahmen und Beiträgen der fördernden Mitglieder.

§ 3 Zuwendungen an die Kameradschaftskasse

Über die Annahme einer Zuwendung an die Kameradschaftskasse entscheidet bis zu einer

Wertgrenze in Höhe von 2.500 EUR der Wehrvorstand. Dieser kann die Entscheidung bis zu

einem von ihm zu bestimmenden Betrag auf die Wehrführung übertragen. Im Übrigen richtet

sich das Verfahren nach § 2 b des Brandschutzgesetzes in Verbindung mit der Hauptsat-

zung.

§ 4 Einnahme- und Ausgabeplan

1. Der Einnahme- und Ausgabeplan enthält den voraussichtlichen Bestand der Rücklage

zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres sowie alle im Haushaltsjahr zur Erfüllung

der Aufgabe der Kameradschaftskasse voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben

entsprechend des Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für das Sondervermö-

gen Kameradschaftskasse.

2. Für die Abteilungen können Teilpläne aufgestellt werden. Der Absatz 1 gilt für die Teil-

pläne entsprechend. Die Teilpläne sind in einer Gesamtplanung der Freiwilligen Feuer-

wehr zusammenzufassen.
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3. Der vom Wehrvorstand aufgestellte Einnahme- und Ausgabeplan wird von der Mitglie-

derversammlung beschlossen; er tritt nach Zustimmung der Gemeindevertretung in

Kraft. Eine Ablehnung ist gegenüber dem Wehrvorstand zu begründen.

§ 5 Nachtragsplan

Der Einnahme- und Ausgabeplan kann nur bis zum Ablauf des Haushaltsjahres durch Nach-

tragsplan geändert werden. Für den Nachtragsplan gelten die Vorschriften für den Einnah-

me- und Ausgabeplan entsprechend.

§ 6 Verpflichtungsermächtigungen, vorläufige Haushaltsführung

1. Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben aus laufenden Verträgen in künftigen Jah-

ren dürfen im Ausnahmefall eingegangen werden. Verpflichtungen zur Leistung für Aus-

gaben für Vermögensgegenstände in künftigen Jahren dürfen nicht eingegangen wer-

den.

2. Ist die Einnahme- und Ausgabeplanung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht in

Kraft getreten, so dürfen Ausgaben geleistet werden, für die eine rechtliche Verpflich-

tung nach Absatz 1 besteht oder die für die Durchführung von wiederkehrenden Veran-

staltungen unaufschiebbar sind. Bei Ausgaben nach Satz 1 dürfen die Ansätze der Ein-

nahme- und Ausgabeplanung des Vorjahres nicht überschritten werden.

§ 7 Deckungsfähigkeit, überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

1. Ausgaben können im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung für gegenseitig oder

einseitig deckungsfähig erklärt werden.

2. Mehreinnahmen bis zur Wertgrenze nach § 3 können für Mehrausgaben verwendet wer-

den, wenn ein sachlicher Zusammenhang besteht.

3. Zweckgebundene Mehreinnahmen dürfen für entsprechende Mehrausgaben verwendet

werden; § 3 bleibt unberührt.

4. Mehrausgaben entsprechend Absatz 2 und 3 sind keine überplanmäßigen Ausgaben.

5. Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unab-

weisbar sind und die Deckung gewährleistet ist.

6. Erhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur geleistet werden, wenn die

Gemeindevertretung zugestimmt hat.

7. Über die Leistung von unerheblichen über- und außerplanmäßigen Ausgaben bestimmt

die Wehrführung. Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aus-

gaben beträgt 2.000 EUR.
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§ 8 Erwerb und Veräußerung von Vermögen

1. Durch die Kameradschaftskasse sollen Vermögensgegenstände grundsätzlich nur zur

Kameradschaftspflege oder solche, die für das Durchführen von Feuerwehrveranstal-

tungen erforderlich sind, erworben werden.

2. Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten und ord-

nungsgemäß nachzuweisen. Bei Geldanlagen ist auf ausreichende Sicherheit zu achten;

sie sollen einen angemessenen Ertrag bringen.

3. Die Vermögensgegenstände sind, soweit für deren Anschaffung und Herstellung Ausga-

ben in Höhe von mindestens 500 EUR je Vermögensgegenstand entstanden sind, in ei-

nem Bestandsverzeichnis nachzuweisen.

4. Vermögensgegenstände, die zur Erfüllung der Aufgaben auf absehbare Zeit nicht ge-

braucht werden, dürfen veräußert werden. Für die Überlassung der Nutzung eines Ver-

mögensgegenstandes gilt dies entsprechend.

§ 9 Kassenführung

1. Die Freiwillige Feuerwehr führt die Kameradschaftskasse eigenständig und eigenver-

antwortlich. Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

2. Über die Verwendung der im Einnahme- und Ausgabeplan veranschlagten Ausgaben

bis zu einer Höhe von 5.000 EUR entscheidet die Wehrführung; im Übrigen ist der

Wehrvorstand ermächtigt, über die Verwendung der Mittel im Rahmen des Einnahme-

und Ausgabeplans zu entscheiden.

3. Die Kassenverwaltung hat die Kameradschaftskasse zu verwalten und sämtliche Ein-

nahmen und Ausgaben nach der Ordnung des Einnahme- und Ausgabeplans zu verbu-

chen. Zahlungen darf sie nur aufgrund von Entscheidungen nach Absatz 2 und Vorlage

von schriftlichen Belegen annehmen und leisten. Unbare Zahlungsvorgänge sind von

der Kassenverwaltung über ein gemeindliches Girokonto der Freiwilligen Feuerwehr ab-

zuwickeln.

4. Die Kassenverwaltung führt fristgerecht Aufzeichnungen, in denen, zeitlich gegliedert,

sämtliche Ausgaben und Einnahmen der Kameradschaftskasse sowie deren Art bzw.

Zweck, die Höhe und der aktuelle Kassenstand kumulativ erfasst sind. Sämtliche Ein-

nahmen und Ausgaben bzw. Zu- oder Ab-gänge der Kameradschaftskasse sind durch

Rechnungen, Quittungen oder ähnliche Nachweise zu belegen.

5. Die Kassenverwaltung führt das Bestandsverzeichnis nach § 8 Absatz 3 dieser Satzung

des Sondervermögens für die Kameradschaftspflege.

§ 10 Einnahme- und Ausgaberechnung

1. Die Einnahme- und Ausgaberechnung (Gesamtrechnung) ist das Ergebnis der Ausfüh-

rung des Einnahme- und Ausgabeplans einschließlich des Bestandsverzeichnisses.

Überplanmäßige oder außerplanmäßige Ausgaben sowie Mehrausgaben sind zu erläu-
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tern. Der Darstellung der Einnahme- und Ausgaberechnung erfolgt entsprechend des

Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für das Sondervermögen Kameradschafts-

kasse sowie des Musters eines Bestandsverzeichnisses für das Sondervermögen Ka-

meradschaftskasse. Teilpläne der Abteilungen sind Bestandteil der Einnahme- und Aus-

gaberechnung.

2. Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist innerhalb von drei Monaten nach Abschluss

des Haushaltsjahres aufzustellen.

3. Die Kameradschaftskasse ist jährlich durch zwei Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer

zu prüfen, die von der Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte für das laufende Kalender-

jahr gewählt werden. die Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer dürfen nicht zum Wehr-

vorstand gehören. Die Prüfungsrechte nach § 116 der Gemeindeordnung sowie nach

Kommunalprüfungsgesetz bleiben unberührt.

4. Über die vom Wehrvorstand vorzulegende Einnahme- und Ausgaberechnung beschließt

die Mitgliederversammlung auf Antrag der Kassenprüferinnen oder der Kassenprüfer.

5. Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist der Gemeindevertretung vorzulegen.

§ 11 Aufbewahrung von Unterlagen

Für die Aufbewahrung von Unterlagen sowie die Aufbewahrungsfristen gilt § 57 Gemeinde-

haushaltsverordnung (GemHVO-Doppik) entsprechend. Die Aufbewahrung erfolgt bei der

Gemeinde.

§ 12 Schlussbestimmungen

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Eckernförde, 20.02.2017

Satriep

__________________

Bürgermeister
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Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Barkelsby

für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Barkelsby

Aufgrund des § 2 a des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuer-

wehren (Brandschutzgesetz - BrSchG) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung (GO) für

Schleswig-Holstein, beide in der jeweils gültigen Fassung, wird nach Beschluss der Gemein-

devertretung vom 20.02.2017 folgende Satzung der Gemeinde für das Sondervermögen für

die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Barkelsby erlassen:

§ 1 Kameradschaftskasse

In der Freiwilligen Feuerwehr besteht zur Pflege der Kameradschaft eine Kameradschafts-

kasse, die von der Kassenführung entsprechend der Beschlüsse der Mitgliederversammlung

im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung geführt wird.

§ 2 Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung

Die Einnahmen der Kameradschaftskasse bestehen aus Zuwendungen der Gemeinde sowie

Spenden, Schenkungen oder ähnlichen Zuwendungen (§ 2 b des Brandschutzgesetzes), im

Übrigen aus Einnahmen aus der Durchführung von Veranstaltungen der Freiwilligen Feuer-

wehr sowie sonstigen Einnahmen und Beiträgen der fördernden Mitglieder.

§ 3 Zuwendungen an die Kameradschaftskasse

Über die Annahme einer Zuwendung an die Kameradschaftskasse entscheidet bis zu einer

Wertgrenze in Höhe von 2.500 EUR der Wehrvorstand. Dieser kann die Entscheidung bis zu

einem von ihm zu bestimmenden Betrag auf die Wehrführung übertragen. Im Übrigen richtet

sich das Verfahren nach § 2 b des Brandschutzgesetzes in Verbindung mit der Hauptsat-

zung.

§ 4 Einnahme- und Ausgabeplan

1. Der Einnahme- und Ausgabeplan enthält den voraussichtlichen Bestand der Rücklage

zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres sowie alle im Haushaltsjahr zur Erfüllung

der Aufgabe der Kameradschaftskasse voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben

entsprechend des Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für das Sondervermö-

gen Kameradschaftskasse.

2. Für die Abteilungen können Teilpläne aufgestellt werden. Der Absatz 1 gilt für die Teil-

pläne entsprechend. Die Teilpläne sind in einer Gesamtplanung der Freiwilligen Feuer-

wehr zusammenzufassen.
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3. Der vom Wehrvorstand aufgestellte Einnahme- und Ausgabeplan wird von der Mitglie-

derversammlung beschlossen; er tritt nach Zustimmung der Gemeindevertretung in

Kraft. Eine Ablehnung ist gegenüber dem Wehrvorstand zu begründen.

§ 5 Nachtragsplan

Der Einnahme- und Ausgabeplan kann nur bis zum Ablauf des Haushaltsjahres durch Nach-

tragsplan geändert werden. Für den Nachtragsplan gelten die Vorschriften für den Einnah-

me- und Ausgabeplan entsprechend.

§ 6 Verpflichtungsermächtigungen, vorläufige Haushaltsführung

1. Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben aus laufenden Verträgen in künftigen Jah-

ren dürfen im Ausnahmefall eingegangen werden. Verpflichtungen zur Leistung für Aus-

gaben für Vermögensgegenstände in künftigen Jahren dürfen nicht eingegangen wer-

den.

2. Ist die Einnahme- und Ausgabeplanung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht in

Kraft getreten, so dürfen Ausgaben geleistet werden, für die eine rechtliche Verpflich-

tung nach Absatz 1 besteht oder die für die Durchführung von wiederkehrenden Veran-

staltungen unaufschiebbar sind. Bei Ausgaben nach Satz 1 dürfen die Ansätze der Ein-

nahme- und Ausgabeplanung des Vorjahres nicht überschritten werden.

§ 7 Deckungsfähigkeit, überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

1. Ausgaben können im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung für gegenseitig oder

einseitig deckungsfähig erklärt werden.

2. Mehreinnahmen bis zur Wertgrenze nach § 3 können für Mehrausgaben verwendet wer-

den, wenn ein sachlicher Zusammenhang besteht.

3. Zweckgebundene Mehreinnahmen dürfen für entsprechende Mehrausgaben verwendet

werden; § 3 bleibt unberührt.

4. Mehrausgaben entsprechend Absatz 2 und 3 sind keine überplanmäßigen Ausgaben.

5. Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unab-

weisbar sind und die Deckung gewährleistet ist.

6. Erhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur geleistet werden, wenn die

Gemeindevertretung zugestimmt hat.

7. Über die Leistung von unerheblichen über- und außerplanmäßigen Ausgaben bestimmt

die Wehrführung. Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aus-

gaben beträgt 2.000 EUR.
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§ 8 Erwerb und Veräußerung von Vermögen

1. Durch die Kameradschaftskasse sollen Vermögensgegenstände grundsätzlich nur zur

Kameradschaftspflege oder solche, die für das Durchführen von Feuerwehrveranstal-

tungen erforderlich sind, erworben werden.

2. Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten und ord-

nungsgemäß nachzuweisen. Bei Geldanlagen ist auf ausreichende Sicherheit zu achten;

sie sollen einen angemessenen Ertrag bringen.

3. Die Vermögensgegenstände sind, soweit für deren Anschaffung und Herstellung Ausga-

ben in Höhe von mindestens 500 EUR je Vermögensgegenstand entstanden sind, in ei-

nem Bestandsverzeichnis nachzuweisen.

4. Vermögensgegenstände, die zur Erfüllung der Aufgaben auf absehbare Zeit nicht ge-

braucht werden, dürfen veräußert werden. Für die Überlassung der Nutzung eines Ver-

mögensgegenstandes gilt dies entsprechend.

§ 9 Kassenführung

1. Die Freiwillige Feuerwehr führt die Kameradschaftskasse eigenständig und eigenver-

antwortlich. Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

2. Über die Verwendung der im Einnahme- und Ausgabeplan veranschlagten Ausgaben

bis zu einer Höhe von 2.500 EUR entscheidet die Wehrführung; im Übrigen ist der

Wehrvorstand ermächtigt, über die Verwendung der Mittel im Rahmen des Einnahme-

und Ausgabeplans zu entscheiden.

3. Die Kassenverwaltung hat die Kameradschaftskasse zu verwalten und sämtliche Ein-

nahmen und Ausgaben nach der Ordnung des Einnahme- und Ausgabeplans zu verbu-

chen. Zahlungen darf sie nur aufgrund von Entscheidungen nach Absatz 2 und Vorlage

von schriftlichen Belegen annehmen und leisten. Unbare Zahlungsvorgänge sind von

der Kassenverwaltung über ein gemeindliches Girokonto der Freiwilligen Feuerwehr ab-

zuwickeln.

4. Die Kassenverwaltung führt fristgerecht Aufzeichnungen, in denen, zeitlich gegliedert,

sämtliche Ausgaben und Einnahmen der Kameradschaftskasse sowie deren Art bzw.

Zweck, die Höhe und der aktuelle Kassenstand kumulativ erfasst sind. Sämtliche Ein-

nahmen und Ausgaben bzw. Zu- oder Ab-gänge der Kameradschaftskasse sind durch

Rechnungen, Quittungen oder ähnliche Nachweise zu belegen.

5. Die Kassenverwaltung führt das Bestandsverzeichnis nach § 8 Absatz 3 dieser Satzung

des Sondervermögens für die Kameradschaftspflege.

§ 10 Einnahme- und Ausgaberechnung

1. Die Einnahme- und Ausgaberechnung (Gesamtrechnung) ist das Ergebnis der Ausfüh-

rung des Einnahme- und Ausgabeplans einschließlich des Bestandsverzeichnisses.

Überplanmäßige oder außerplanmäßige Ausgaben sowie Mehrausgaben sind zu erläu-
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tern. Der Darstellung der Einnahme- und Ausgaberechnung erfolgt entsprechend des

Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für das Sondervermögen Kameradschafts-

kasse sowie des Musters eines Bestandsverzeichnisses für das Sondervermögen Ka-

meradschaftskasse. Teilpläne der Abteilungen sind Bestandteil der Einnahme- und Aus-

gaberechnung.

2. Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist innerhalb von drei Monaten nach Abschluss

des Haushaltsjahres aufzustellen.

3. Die Kameradschaftskasse ist jährlich durch zwei Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer

zu prüfen, die von der Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte für das laufende Kalender-

jahr gewählt werden. die Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer dürfen nicht zum Wehr-

vorstand gehören. Die Prüfungsrechte nach § 116 der Gemeindeordnung sowie nach

Kommunalprüfungsgesetz bleiben unberührt.

4. Über die vom Wehrvorstand vorzulegende Einnahme- und Ausgaberechnung beschließt

die Mitgliederversammlung auf Antrag der Kassenprüferinnen oder der Kassenprüfer.

5. Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist der Gemeindevertretung vorzulegen.

§ 11 Aufbewahrung von Unterlagen

Für die Aufbewahrung von Unterlagen sowie die Aufbewahrungsfristen gilt § 57 Gemeinde-

haushaltsverordnung (GemHVO-Doppik) entsprechend. Die Aufbewahrung erfolgt bei der

Gemeinde.

§ 12 Schlussbestimmungen

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Eckernförde, 21.02.2017

Blaas

__________________

Bürgermeister
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Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Kosel

für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Kosel

Aufgrund des § 2 a des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuer-

wehren (Brandschutzgesetz - BrSchG) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung (GO) für

Schleswig-Holstein, beide in der jeweils gültigen Fassung, wird nach Beschluss der Gemein-

devertretung vom 22.02.2017 folgende Satzung der Gemeinde für das Sondervermögen für

die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Kosel erlassen:

§ 1 Kameradschaftskasse

In der Freiwilligen Feuerwehr besteht zur Pflege der Kameradschaft eine Kameradschafts-

kasse, die von der Kassenführung entsprechend der Beschlüsse der Mitgliederversammlung

im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung geführt wird.

§ 2 Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung

Die Einnahmen der Kameradschaftskasse bestehen aus Zuwendungen der Gemeinde sowie

Spenden, Schenkungen oder ähnlichen Zuwendungen (§ 2 b des Brandschutzgesetzes), im

Übrigen aus Einnahmen aus der Durchführung von Veranstaltungen der Freiwilligen Feuer-

wehr sowie sonstigen Einnahmen und Beiträgen der fördernden Mitglieder.

§ 3 Zuwendungen an die Kameradschaftskasse

Über die Annahme einer Zuwendung an die Kameradschaftskasse entscheidet bis zu einer

Wertgrenze in Höhe von 2.500 EUR der Wehrvorstand. Dieser kann die Entscheidung bis zu

einem von ihm zu bestimmenden Betrag auf die Wehrführung übertragen. Im Übrigen richtet

sich das Verfahren nach § 2 b des Brandschutzgesetzes in Verbindung mit der Hauptsat-

zung.

§ 4 Einnahme- und Ausgabeplan

1. Der Einnahme- und Ausgabeplan enthält den voraussichtlichen Bestand der Rücklage

zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres sowie alle im Haushaltsjahr zur Erfüllung

der Aufgabe der Kameradschaftskasse voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben

entsprechend des Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für das Sondervermö-

gen Kameradschaftskasse.

2. Für die Abteilungen können Teilpläne aufgestellt werden. Der Absatz 1 gilt für die Teil-

pläne entsprechend. Die Teilpläne sind in einer Gesamtplanung der Freiwilligen Feuer-

wehr zusammenzufassen.
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3. Der vom Wehrvorstand aufgestellte Einnahme- und Ausgabeplan wird von der Mitglie-

derversammlung beschlossen; er tritt nach Zustimmung der Gemeindevertretung in

Kraft. Eine Ablehnung ist gegenüber dem Wehrvorstand zu begründen.

§ 5 Nachtragsplan

Der Einnahme- und Ausgabeplan kann nur bis zum Ablauf des Haushaltsjahres durch Nach-

tragsplan geändert werden. Für den Nachtragsplan gelten die Vorschriften für den Einnah-

me- und Ausgabeplan entsprechend.

§ 6 Verpflichtungsermächtigungen, vorläufige Haushaltsführung

1. Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben aus laufenden Verträgen in künftigen Jah-

ren dürfen im Ausnahmefall eingegangen werden. Verpflichtungen zur Leistung für Aus-

gaben für Vermögensgegenstände in künftigen Jahren dürfen nicht eingegangen wer-

den.

2. Ist die Einnahme- und Ausgabeplanung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht in

Kraft getreten, so dürfen Ausgaben geleistet werden, für die eine rechtliche Verpflich-

tung nach Absatz 1 besteht oder die für die Durchführung von wiederkehrenden Veran-

staltungen unaufschiebbar sind. Bei Ausgaben nach Satz 1 dürfen die Ansätze der Ein-

nahme- und Ausgabeplanung des Vorjahres nicht überschritten werden.

§ 7 Deckungsfähigkeit, überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

1. Ausgaben können im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung für gegenseitig oder

einseitig deckungsfähig erklärt werden.

2. Mehreinnahmen bis zur Wertgrenze nach § 3 können für Mehrausgaben verwendet wer-

den, wenn ein sachlicher Zusammenhang besteht.

3. Zweckgebundene Mehreinnahmen dürfen für entsprechende Mehrausgaben verwendet

werden; § 3 bleibt unberührt.

4. Mehrausgaben entsprechend Absatz 2 und 3 sind keine überplanmäßigen Ausgaben.

5. Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unab-

weisbar sind und die Deckung gewährleistet ist.

6. Erhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur geleistet werden, wenn die

Gemeindevertretung zugestimmt hat.

7. Über die Leistung von unerheblichen über- und außerplanmäßigen Ausgaben bestimmt

die Wehrführung. Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aus-

gaben beträgt 2.500 EUR.
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§ 8 Erwerb und Veräußerung von Vermögen

1. Durch die Kameradschaftskasse sollen Vermögensgegenstände grundsätzlich nur zur

Kameradschaftspflege oder solche, die für das Durchführen von Feuerwehrveranstal-

tungen erforderlich sind, erworben werden.

2. Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten und ord-

nungsgemäß nachzuweisen. Bei Geldanlagen ist auf ausreichende Sicherheit zu achten;

sie sollen einen angemessenen Ertrag bringen.

3. Die Vermögensgegenstände sind, soweit für deren Anschaffung und Herstellung Ausga-

ben in Höhe von mindestens 500 EUR je Vermögensgegenstand entstanden sind, in ei-

nem Bestandsverzeichnis nachzuweisen.

4. Vermögensgegenstände, die zur Erfüllung der Aufgaben auf absehbare Zeit nicht ge-

braucht werden, dürfen veräußert werden. Für die Überlassung der Nutzung eines Ver-

mögensgegenstandes gilt dies entsprechend.

§ 9 Kassenführung

1. Die Freiwillige Feuerwehr führt die Kameradschaftskasse eigenständig und eigenver-

antwortlich. Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

2. Über die Verwendung der im Einnahme- und Ausgabeplan veranschlagten Ausgaben

bis zu einer Höhe von 2.500 EUR entscheidet die Wehrführung; im Übrigen ist der

Wehrvorstand ermächtigt, über die Verwendung der Mittel im Rahmen des Einnahme-

und Ausgabeplans zu entscheiden.

3. Die Kassenverwaltung hat die Kameradschaftskasse zu verwalten und sämtliche Ein-

nahmen und Ausgaben nach der Ordnung des Einnahme- und Ausgabeplans zu verbu-

chen. Zahlungen darf sie nur aufgrund von Entscheidungen nach Absatz 2 und Vorlage

von schriftlichen Belegen annehmen und leisten. Unbare Zahlungsvorgänge sind von

der Kassenverwaltung über ein gemeindliches Girokonto der Freiwilligen Feuerwehr ab-

zuwickeln.

4. Die Kassenverwaltung führt fristgerecht Aufzeichnungen, in denen, zeitlich gegliedert,

sämtliche Ausgaben und Einnahmen der Kameradschaftskasse sowie deren Art bzw.

Zweck, die Höhe und der aktuelle Kassenstand kumulativ erfasst sind. Sämtliche Ein-

nahmen und Ausgaben bzw. Zu- oder Ab-gänge der Kameradschaftskasse sind durch

Rechnungen, Quittungen oder ähnliche Nachweise zu belegen.

5. Die Kassenverwaltung führt das Bestandsverzeichnis nach § 8 Absatz 3 dieser Satzung

des Sondervermögens für die Kameradschaftspflege.

§ 10 Einnahme- und Ausgaberechnung

1. Die Einnahme- und Ausgaberechnung (Gesamtrechnung) ist das Ergebnis der Ausfüh-

rung des Einnahme- und Ausgabeplans einschließlich des Bestandsverzeichnisses.

Überplanmäßige oder außerplanmäßige Ausgaben sowie Mehrausgaben sind zu erläu-
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tern. Der Darstellung der Einnahme- und Ausgaberechnung erfolgt entsprechend des

Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für das Sondervermögen Kameradschafts-

kasse sowie des Musters eines Bestandsverzeichnisses für das Sondervermögen Ka-

meradschaftskasse. Teilpläne der Abteilungen sind Bestandteil der Einnahme- und Aus-

gaberechnung.

2. Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist innerhalb von drei Monaten nach Abschluss

des Haushaltsjahres aufzustellen.

3. Die Kameradschaftskasse ist jährlich durch zwei Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer

zu prüfen, die von der Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte für das laufende Kalender-

jahr gewählt werden. die Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer dürfen nicht zum Wehr-

vorstand gehören. Die Prüfungsrechte nach § 116 der Gemeindeordnung sowie nach

Kommunalprüfungsgesetz bleiben unberührt.

4. Über die vom Wehrvorstand vorzulegende Einnahme- und Ausgaberechnung beschließt

die Mitgliederversammlung auf Antrag der Kassenprüferinnen oder der Kassenprüfer.

5. Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist der Gemeindevertretung vorzulegen.

§ 11 Aufbewahrung von Unterlagen

Für die Aufbewahrung von Unterlagen sowie die Aufbewahrungsfristen gilt § 57 Gemeinde-

haushaltsverordnung (GemHVO-Doppik) entsprechend. Die Aufbewahrung erfolgt bei der

Gemeinde.

§ 12 Schlussbestimmungen

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Eckernförde, 27.02.2017

Keinberger

__________________

Bürgermeister

- 18 -



Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Kosel

für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Bohnert

Aufgrund des § 2 a des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuer-

wehren (Brandschutzgesetz - BrSchG) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung (GO) für

Schleswig-Holstein, beide in der jeweils gültigen Fassung, wird nach Beschluss der Gemein-

devertretung vom 22.02.2017 folgende Satzung der Gemeinde für das Sondervermögen für

die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Bohnert erlassen:

§ 1 Kameradschaftskasse

In der Freiwilligen Feuerwehr besteht zur Pflege der Kameradschaft eine Kameradschafts-

kasse, die von der Kassenführung entsprechend der Beschlüsse der Mitgliederversammlung

im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung geführt wird.

§ 2 Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung

Die Einnahmen der Kameradschaftskasse bestehen aus Zuwendungen der Gemeinde sowie

Spenden, Schenkungen oder ähnlichen Zuwendungen (§ 2 b des Brandschutzgesetzes), im

Übrigen aus Einnahmen aus der Durchführung von Veranstaltungen der Freiwilligen Feuer-

wehr sowie sonstigen Einnahmen und Beiträgen der fördernden Mitglieder.

§ 3 Zuwendungen an die Kameradschaftskasse

Über die Annahme einer Zuwendung an die Kameradschaftskasse entscheidet bis zu einer

Wertgrenze in Höhe von 2.500 EUR der Wehrvorstand. Dieser kann die Entscheidung bis zu

einem von ihm zu bestimmenden Betrag auf die Wehrführung übertragen. Im Übrigen richtet

sich das Verfahren nach § 2 b des Brandschutzgesetzes in Verbindung mit der Hauptsat-

zung.

§ 4 Einnahme- und Ausgabeplan

1. Der Einnahme- und Ausgabeplan enthält den voraussichtlichen Bestand der Rücklage

zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres sowie alle im Haushaltsjahr zur Erfüllung

der Aufgabe der Kameradschaftskasse voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben

entsprechend des Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für das Sondervermö-

gen Kameradschaftskasse.

2. Für die Abteilungen können Teilpläne aufgestellt werden. Der Absatz 1 gilt für die Teil-

pläne entsprechend. Die Teilpläne sind in einer Gesamtplanung der Freiwilligen Feuer-

wehr zusammenzufassen.
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3. Der vom Wehrvorstand aufgestellte Einnahme- und Ausgabeplan wird von der Mitglie-

derversammlung beschlossen; er tritt nach Zustimmung der Gemeindevertretung in

Kraft. Eine Ablehnung ist gegenüber dem Wehrvorstand zu begründen.

§ 5 Nachtragsplan

Der Einnahme- und Ausgabeplan kann nur bis zum Ablauf des Haushaltsjahres durch Nach-

tragsplan geändert werden. Für den Nachtragsplan gelten die Vorschriften für den Einnah-

me- und Ausgabeplan entsprechend.

§ 6 Verpflichtungsermächtigungen, vorläufige Haushaltsführung

1. Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben aus laufenden Verträgen in künftigen Jah-

ren dürfen im Ausnahmefall eingegangen werden. Verpflichtungen zur Leistung für Aus-

gaben für Vermögensgegenstände in künftigen Jahren dürfen nicht eingegangen wer-

den.

2. Ist die Einnahme- und Ausgabeplanung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht in

Kraft getreten, so dürfen Ausgaben geleistet werden, für die eine rechtliche Verpflich-

tung nach Absatz 1 besteht oder die für die Durchführung von wiederkehrenden Veran-

staltungen unaufschiebbar sind. Bei Ausgaben nach Satz 1 dürfen die Ansätze der Ein-

nahme- und Ausgabeplanung des Vorjahres nicht überschritten werden.

§ 7 Deckungsfähigkeit, überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

1. Ausgaben können im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung für gegenseitig oder

einseitig deckungsfähig erklärt werden.

2. Mehreinnahmen bis zur Wertgrenze nach § 3 können für Mehrausgaben verwendet wer-

den, wenn ein sachlicher Zusammenhang besteht.

3. Zweckgebundene Mehreinnahmen dürfen für entsprechende Mehrausgaben verwendet

werden; § 3 bleibt unberührt.

4. Mehrausgaben entsprechend Absatz 2 und 3 sind keine überplanmäßigen Ausgaben.

5. Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unab-

weisbar sind und die Deckung gewährleistet ist.

6. Erhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur geleistet werden, wenn die

Gemeindevertretung zugestimmt hat.

7. Über die Leistung von unerheblichen über- und außerplanmäßigen Ausgaben bestimmt

die Wehrführung. Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aus-

gaben beträgt 2.500 EUR.
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§ 8 Erwerb und Veräußerung von Vermögen

1. Durch die Kameradschaftskasse sollen Vermögensgegenstände grundsätzlich nur zur

Kameradschaftspflege oder solche, die für das Durchführen von Feuerwehrveranstal-

tungen erforderlich sind, erworben werden.

2. Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten und ord-

nungsgemäß nachzuweisen. Bei Geldanlagen ist auf ausreichende Sicherheit zu achten;

sie sollen einen angemessenen Ertrag bringen.

3. Die Vermögensgegenstände sind, soweit für deren Anschaffung und Herstellung Ausga-

ben in Höhe von mindestens 500 EUR je Vermögensgegenstand entstanden sind, in ei-

nem Bestandsverzeichnis nachzuweisen.

4. Vermögensgegenstände, die zur Erfüllung der Aufgaben auf absehbare Zeit nicht ge-

braucht werden, dürfen veräußert werden. Für die Überlassung der Nutzung eines Ver-

mögensgegenstandes gilt dies entsprechend.

§ 9 Kassenführung

1. Die Freiwillige Feuerwehr führt die Kameradschaftskasse eigenständig und eigenver-

antwortlich. Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

2. Über die Verwendung der im Einnahme- und Ausgabeplan veranschlagten Ausgaben

bis zu einer Höhe von 2.500 EUR entscheidet die Wehrführung; im Übrigen ist der

Wehrvorstand ermächtigt, über die Verwendung der Mittel im Rahmen des Einnahme-

und Ausgabeplans zu entscheiden.

3. Die Kassenverwaltung hat die Kameradschaftskasse zu verwalten und sämtliche Ein-

nahmen und Ausgaben nach der Ordnung des Einnahme- und Ausgabeplans zu verbu-

chen. Zahlungen darf sie nur aufgrund von Entscheidungen nach Absatz 2 und Vorlage

von schriftlichen Belegen annehmen und leisten. Unbare Zahlungsvorgänge sind von

der Kassenverwaltung über ein gemeindliches Girokonto der Freiwilligen Feuerwehr ab-

zuwickeln.

4. Die Kassenverwaltung führt fristgerecht Aufzeichnungen, in denen, zeitlich gegliedert,

sämtliche Ausgaben und Einnahmen der Kameradschaftskasse sowie deren Art bzw.

Zweck, die Höhe und der aktuelle Kassenstand kumulativ erfasst sind. Sämtliche Ein-

nahmen und Ausgaben bzw. Zu- oder Ab-gänge der Kameradschaftskasse sind durch

Rechnungen, Quittungen oder ähnliche Nachweise zu belegen.

5. Die Kassenverwaltung führt das Bestandsverzeichnis nach § 8 Absatz 3 dieser Satzung

des Sondervermögens für die Kameradschaftspflege.

§ 10 Einnahme- und Ausgaberechnung

1. Die Einnahme- und Ausgaberechnung (Gesamtrechnung) ist das Ergebnis der Ausfüh-

rung des Einnahme- und Ausgabeplans einschließlich des Bestandsverzeichnisses.

Überplanmäßige oder außerplanmäßige Ausgaben sowie Mehrausgaben sind zu erläu-

- 21 -



tern. Der Darstellung der Einnahme- und Ausgaberechnung erfolgt entsprechend des

Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für das Sondervermögen Kameradschafts-

kasse sowie des Musters eines Bestandsverzeichnisses für das Sondervermögen Ka-

meradschaftskasse. Teilpläne der Abteilungen sind Bestandteil der Einnahme- und Aus-

gaberechnung.

2. Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist innerhalb von drei Monaten nach Abschluss

des Haushaltsjahres aufzustellen.

3. Die Kameradschaftskasse ist jährlich durch zwei Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer

zu prüfen, die von der Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte für das laufende Kalender-

jahr gewählt werden. die Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer dürfen nicht zum Wehr-

vorstand gehören. Die Prüfungsrechte nach § 116 der Gemeindeordnung sowie nach

Kommunalprüfungsgesetz bleiben unberührt.

4. Über die vom Wehrvorstand vorzulegende Einnahme- und Ausgaberechnung beschließt

die Mitgliederversammlung auf Antrag der Kassenprüferinnen oder der Kassenprüfer.

5. Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist der Gemeindevertretung vorzulegen.

§ 11 Aufbewahrung von Unterlagen

Für die Aufbewahrung von Unterlagen sowie die Aufbewahrungsfristen gilt § 57 Gemeinde-

haushaltsverordnung (GemHVO-Doppik) entsprechend. Die Aufbewahrung erfolgt bei der

Gemeinde.

§ 12 Schlussbestimmungen

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Eckernförde, 27.02.2017

Keinberger

__________________

Bürgermeister
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Bankverbindung: Förde Sparkasse, Kto.Nr. 962 001, BLZ 210 501 70
Geschäftsführer: René Kinza und Ulrich Erichsen
Handelsregister: Amtsgericht Kiel, HR B 13 EC

Kurbetriebe Damp GmbH 24351 Damp, d. 23.02.2017
Auf der Höhe 16

Bekanntmachung

Gemäß § 14 Abs. 5 KPG wird von der Kurbetriebe Damp GmbH zum Jahresabschluss 2015
folgendes bekannt gegeben:

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

„Ich habe den Jahresabschluss –bestehend aus Bilanz, Gewinn- und
Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den
Lagebericht der Kurbetriebe Damp GmbH, Damp, für das Geschäftsjahr vom 01.
Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft. Durch § 13 Abs. 1 Nr. 3 KPG SH wurde der
Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher auch auf die
wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft i. S. v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG. Die
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft liegen in der Verantwortung der
gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage
der von mir durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss
unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht sowie über die
wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft abzugeben.

Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und §§ 13 und 14 des
Gesetzes über die überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften und die
Jahresabschlussprüfung kommunaler Wirtschaftsbetriebe vom 28.02.2003
(Kommunalprüfungsgesetz –KPG) unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt
werden und dass mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit
hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse
der Gesellschaft Anlass zu Beanstandungen geben.

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der
Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen
internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen
Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse habe ich darüber
hinaus entsprechend der vom IDW festgestellten Grundsätze zur Prüfung der
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse
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gemäß § 53 HGrG vorgenommen. Ich bin der Auffassung, dass meine Prüfung eine
hinreichende sichere Grundlage für meine Beurteilung bildet.

Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung der
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft geben nach meiner Beurteilung
keinen Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.

Hamburg, den 10. Januar 2017

Henning von Reden
Wirtschaftsprüfer

Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses

Gesellschafterversammlung vom 09. Februar 2017:

Der durch das Wirtschaftsprüfungsbüro RBB von Reden, Böttcher, Büchl & Partner geprüfte
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015, bestehend aus der Bilanz mit einer Bilanzsumme
von 29.542.720,37 € und der Gewinn-und Verlustrechnung mit einem Jahresergebnis für die
Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2015 in Höhe von -74.560,49 € wird festgestellt.

Beschlossene Behandlung des Jahresergebnisses

Gesellschafterversammlung vom 09. Februar 2017:

Dem Bilanzverlust des Vorjahres in Höhe von 974.393,29 € wird dem Jahresüberschuss des
Geschäftsjahres 2015 in Höhe von -74.560,49 € hinzugerechnet und auf die neue Rechnung
des folgenden Geschäftsjahres vorgetragen.

Auslegung des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden ab dem 06. März 2017 an 7
Werktagen öffentlich in der Amtsverwaltung Schlei-Ostsee, Holm 13, 24340
Eckernförde, Zimmer 126, während der Öffnungszeiten ausgelegt.

Kinza Erichsen
Geschäftsführer Geschäftsführer
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IV. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde Gammelby

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der zurzeit geltenden Fas-
sung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 07.02.2017 und mit Genehmigung
des Landrates des Kreises Rendsburg-Eckernförde folgende IV. Nachtragssatzung zur
Hauptsatzung der Gemeinde Gammelby erlassen.

Artikel 1

§ 3 wird wie folgt neu gefasst:

§ 3
Gleichstellungsbeauftragte

Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Schlei-Ostsee kann an den Sitzungen der Ge-
meindevertretung und der Ausschüsse teilnehmen. Dies gilt auch für nichtöffentliche Sitzun-
gen. In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen.

Artikel 2

§ 4 wird wie folgt neu gefasst:

§ 4
Ständige Ausschüsse

1. Die folgenden ständigen Ausschüsse nach § 45 Abs. 1 GO werden gebildet:

a) Finanzausschuss
Zusammensetzung:
5 Mitglieder
Aufgabengebiet:
- Finanz- und Abgabenwesen
- Grundstücksangelegenheiten
- Prüfung der Jahresrechnung

b) Kultur- und Sozialausschuss
Zusammensetzung:
5 Mitglieder
Aufgabengebiet:
- Schulwesen
- Kultur- und Gemeinschaftswesen
- Büchereiwesen
- Sozialwesen
- Förderung und Pflege des Sports

c) Bau- und Umweltausschuss
Zusammensetzung:
7 Mitglieder
Aufgabengebiet:
- Ortsplanung
- Bau- und Wohnungswesen
- Straßen- und Wegebau
- Landschaftspflege
- Umweltschutz
- Naturschutz
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In die Ausschüsse zu a bis c können Bürgerinnen und Bürger gewählt werden, die der
Gemeindevertretung angehören können; ihre Zahl darf die der Gemeindevertreterinnen
und Gemeindevertreter im Ausschuss nicht erreichen.

2. Neben den in Absatz 1 genannten ständigen Ausschüssen der Gemeindevertretung wer-
den die nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt.

3. Den Ausschüssen wird die Entscheidung über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der
nach § 46 Abs. 8 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Personen übertragen.

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Land-
rats des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 21.02.20172017 erteilt.

Diese IV. Nachtragssatzung tritt zum 01.04.2017 in Kraft.

Die vorstehende IV. Nachtragssatzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Eckernförde, den 27.02.2017

Gemeinde Gammelby
Thoms-Pfeffer
Bürgermeisterin
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Bekanntmachung

Erneute Öffentliche Auslegung des Entwurfes der 1. Änderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 8 „Achterworth“ der Gemeinde Barkelsby für das Gebiet östlich der
Eckernförder Straße und nördlich Am Redder nach § 4a Abs. 3 BauGB.

Der von der Gemeindevertretung in der Sitzung am 15.12.2016 gebilligte und zur erneuten
Auslegung bestimmte Entwurf der 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 8
„Achterworth“ der Gemeinde Barkelsby für das Gebiet östlich der Eckernförder Straße und
nördlich Am Redder und die Begründung liegen vom 13.03.2017 bis einschließlich
14.04.2017 in der Amtsverwaltung Schlei-Ostsee in 24340 Eckernförde, Holm 13, Zimmer
221, während der Öffnungszeiten (montags bis freitags 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie
donnerstags zusätzlich von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr) öffentlich aus.

Neben dem Entwurf des Bebauungsplanes sowie der Begründung liegen ebenfalls folgende
Unterlagen mit aus:

 Landschaftsplan
 Artenschutzbericht
 Schalltechnisches Gutachten

Während der Auslegungsfrist können alle an der Planung Interessierten die Planunterlagen
und umweltbezogenen Stellungnahmen einsehen sowie Stellungnahmen zu den geänderten/
ergänzten Planungsinhalten hierzu schriftlich oder während der Öffnungszeiten zur
Niederschrift abgeben. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der
Beschlussfassung über die 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 8
„Achterworth“ unberücksichtigt bleiben, wenn die Gemeinde den Inhalt nicht kannte und nicht
hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der 1. Änderung und
Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Achterworth“ nicht von Bedeutung ist.
Einwendungen, die im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht werden,
aber hätten fristgerecht geltend gemacht werden können, machen einen
Normenkontrollantrag nach § 47 VwGO unzulässig.

Gem. § 4 a Abs. 4 BauGB erfolgt die öffentliche Auslegung ergänzend auf elektronischem
Weg. Die Unterlagen stehen spätestens ab dem 13.03.2017 zur Verfügung unter
http://www.amt-schlei-ostsee.de. Zudem ist eine Beteiligung über Bauleitplanung Online
(BOB-SH) möglich. Nähere Informationen finden Sie unter www.bob-sh.de oder beim Amt
Schlei-Ostsee. Das Verfahren wird dort ab dem 13.03.2017 freigeschaltet sein.

24340 Eckernförde Amt Schlei-Ostsee
Der Amtsdirektor
Im Auftrag
Sylvia Brücker

L. S.
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Lageplan
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